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Die Hinweise und Informationen zur Prozessvollmacht und zum Mandanten 
werden ebenso wie die Aufforderung zur Einstellung des Bebauungs-
planverfahrens zur Kenntnis genommen. Zu den vorgetragenen Bedenken 
wird nachfolgend Stellung genommen. 
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Auf dem Grundstück wird eine Geflügelhaltung geringen Umfangs praktiziert. 
Davon ausgehende negative Lärm- als auch Geruchsemissionen, sind nicht 
bekannt und wären auch im Bestand nicht zulässig, da sich das Grundstück 
innerhalb eines ausgewiesenen „Allgemeines Wohngebiet (WA)“ des 
Bebauungsplanes Nr. 72 „Zwischen Brink und Mühlenfeld“ befindet. Darüber 
hinaus sind in dem Verfahren seitens der Landwirtschaftskammer 
Niedersachsen mit Schreiben vom 21.11.2017 und 22.01.2018 und vom 
Landkreis Osnabrück mit Schreiben vom 30.01.2018 keine negativen 
Stellungnahmen eingegangen. Hier wurde hinsichtlich der Hofstelle B. 
vorsorglich hingewiesen, dass in einem gewissen Umfang Lärmimmissionen 
ausgehen können. „Diese sind insbesondere auf Arbeiten während der Ernte 
zurückzuführen und insofern unvermeidlich und als ortsüblich hinzunehmen.“ 
Der Hinweis wurde in die Begründung integriert. Insgesamt sind somit der im 
Bebauungsplan ausgewiesenen Wohnnutzung entgegenstehende 
Immissionen nicht bekannt und angesichts bereits bestehender 
immissionstechnischer Restriktionen nicht zu erwarten.  
 
Die Absicht zur Errichtung des Neubaus einer Landmaschinenhalle mit 
Korntrocknung und Getreidelager im Außenbereich ist bekannt. Auch nach 
Realisierung des (bislang noch nicht genehmigten) Vorhabens wären keine 
weitergehenden negativen Geräuschimmissionen zu erwarten, da Rücksicht 
auf die bereits umliegende Wohnbebauung zu nehmen ist. Nordöstlich und 
südwestlich ist ein „Allgemeines Wohngebiet“ festgesetzt, das im Bestand 
nicht beeinträchtigt werden darf. Zudem würde der landwirtschaftliche 
Verkehr über die umliegenden Straßen Hinterfelde, Eschstraße, Am 
Mühlefeld und Schützenstraße geführt, die nahezu ausschließlich 
Wohngebiete erschließen. Hier dürfte es ebenso zu keinen 
Beeinträchtigungen kommen. Insofern wurden die potenziell zusätzlichen 
Immissionen von der Gemeinde berücksichtigt und stehen der Planung nicht 
entgegen. Überwiegende Belange des Mandanten werden nicht gesehen, da 
dieser in den vergangenen Jahren zudem in unmittelbarer Nähe selbst 
Wohnbaugrundstücke veräußert hat, die an die Vorhabensflächen 
herangerückt sind. 
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Die Hinweise zur Hofentwässerung werden zur Kenntnis genommen. Eine 
ordnungsgemäße Entwässerung bleibt weiterhin gewährleistet und wird durch 
die Planung nicht beeinträchtigt.  
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis auf die Bewirtschaftung der Flächen wird zur Kenntnis 
genommen.  
 
 
Insgesamt sind die Belange des Mandanten berücksichtigt. Erhebliche 
Beeinträchtigungen Privater durch die Planung werden nicht gesehen. Die 
öffentlichen Belange zur Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der 
Bevölkerung überwiegen den vorgetragenen Belangen, weshalb das 
Aufstellungsverfahren fortgesetzt wird.  
 
Eine Änderung des Bebauungsplanes ist nicht erforderlich. 
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Die Straße „Am Brink“ mit der dortigen Entwässerungssituation sowie 
Regelungsinhalte der Straßenverkehrsordnung sind nicht Gegenstand der 
vorliegenden Bebauungsplanung.  
 
Ein Ausbau der Straße „Hinterfelde“ ist in Zukunft beabsichtigt. 
 
Die Anbindung an die Straße „Am Mühlenfeld“ ist neben dem vorhandenen 
Grundstück ausschließlich für die direkt daran angrenzenden neuen 
Grundstücke vorgesehen. Die Haupterschließung erfolgt über die Straße 
„Hinterfelde“.  
 
Eine Änderung des Bebauungsplanes ist nicht erforderlich. 
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Die öffentliche Grünfläche (Gewässerrandstreifen) kann auch als Fußweg 
genutzt werden. Eine Begrünung ist durch die Festsetzung als „Grünfläche“ 
bereits vorgesehen, weshalb die Anregung zur Kenntnis genommen wird.  
 
Eine Änderung des Bebauungsplanes ist nicht erforderlich. 
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Um aus städtebaulicher Sicht einen möglichst offenen Raum zu erhalten, 
erfolgt eine Festsetzung zu der Begrenzung von Einfriedungen. Das optische 
Nebeneinander von öffentlichem Verkehrsraum und privaten Grünflächen ist 
in der Regel ortsbildbestimmend und entspricht der östlich benachbarten 
Bebauungsplanung Nr. 102. Der Beitrag zur Verkehrssicherheit ist daher ein 
positiver Nebeneffekt. Der Anregung wird nicht gefolgt.  
 
Eine Änderung des Bebauungsplans ist nicht erforderlich. 
 
 
 
Der Gewässerrandstreifen entspricht mit einer Breite von 5 m der 
benachbarten Bebauungsplanung Nr. 102 „Sonnenbrink“. Eine Verbreiterung 
auf 8 m würde die Nutzbarkeit der östlich der Erschließungsstraße gelegenen 
Grundstücke erheblich beeinträchtigen, weshalb dem Vorschlag nicht gefolgt 
wird.  
 
Eine Änderung des Bebauungsplans ist nicht erforderlich. 
 
 
 
Das FFH-Gebiet (3615-331) befindet sich südlich von Bohmte, im Bereich der 
Hunte. Die Gewässerabschnittsbezeichnung wurde mit „zwischen Bohmte 
und Hunteburg“ angegeben.  
Kompensationsmaßnahmen innerhalb des Plangebietes sind unter anderem 
durch den Gewässerrandstreifen vorgesehen. Weitere über die festgesetzten 
Maßnahmen hinausgehende Kompensationen sind u.a. angesichts der 
beabsichtigten intensiven Grundstücksausnutzung nicht sinnvoll. Da der 
Ausgleichsbedarf allerdings nicht vollständig innerhalb des Bebauungsplans 
kompensiert werden kann, muss der ökologische Wertverlust von 7.759 
Werteinheiten extern ersetzt werden. Hierzu dient in Abstimmung mit der 
Unteren Naturschutzbehörde die Kooperationsvereinbarung vom 01.11.2013 
zur Umsetzung wasserwirtschaftlicher und landespflegerischer Maßnahmen 
im Bereich des oben angesprochenen FFH-Gebietes, die den Schutz- und 
Erhaltungszielen dienen. Da die Werteinheiten über den angesprochenen 
Pool ausgeglichen werden, ist eine konkrete Maßnahmenzuordnung nicht 
möglich.  
 
Eine Änderung des Bebauungsplanes ist nicht erforderlich. 
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Für die Gemeinde Bohmte liegt ein Landschaftsplan aus dem Jahr 1994 vor. 
Landschaftspläne stellen die örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege zur Vorbereitung von Flächen-
nutzungsplänen dar. Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Bohmte von 1997 stellt das Plangebiet insbesondere als „Wohnbauflächen 
(Planung)“ dar. Insofern sind die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege bereits auf Ebene des vorbereitenden Bauleitplans 
berücksichtigt worden. Die vorliegende Planung („Allgemeine Wohngebiete“) 
entspricht somit der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung, weshalb der 
Hinweis zur Kenntnis genommen wird.  
 
Eine Änderung des Bebauungsplans ist nicht erforderlich. Die Begründung 
bzw. der Umweltbericht wird an den entsprechenden Stellen ergänzt.  
 
 
Eine Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahl ist nicht zulässig 
und gemäß Festsetzung Nr. 3 nur dann ausnahmsweise zulässig, sofern es 
sich um ein Gebäude mit nur einem Vollgeschoss handelt. Insofern ist der 
maximale Versiegelungsgrad auf der nachfolgenden Ebene der 
Baugenehmigung einzuhalten und vom Vorhabensträger nachzuweisen. Die 
Niedersächsische Bauordnung gilt zudem neben dem Bebauungsplan, 
weshalb zwingende Festsetzungen in der Satzung nicht erforderlich sind. Um 
den Anregungen trotzdem zu entsprechen, soll im Rahmen der Begründung 
auf die entsprechenden Paragraphen verwiesen werden.  
 
Eine Änderung des Bebauungsplanes ist nicht erforderlich. Die Begründung 
wird an den entsprechenden Stellen ergänzt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Festsetzung zur genauen Straßenbeleuchtung ist nicht Regelungsinhalt 
des Bebauungsplanes. Zudem ist eine solche Festsetzung aus 
gutachterlicher Sicht aufgrund keiner erheblichen Beeinträchtigung 
planungsrelevanter Arten nicht erforderlich. 
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Die Esche ist durch die Erhaltungsfestsetzung bereits ausreichend geschützt. 
Weitere Überwachungsmaßnahmen sind nicht vorgegeben.  
 
Da der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag durch die Planung keine 
erheblichen Beeinträchtigungen sieht, sind die genannten Hinweise nicht als 
Festsetzung aufzunehmen. Die Umsetzung obliegt dem 
Grundstückseigentümer. 
Wie zuvor bereits erwähnt, führt eine Verbreiterung des 
Gewässerrandsteifens zu ungünstigen Grundstückszuschnitten, weshalb 
dieser Anregung nicht entsprochen wird.  
 
Insgesamt ist eine Änderung des Bebauungsplanes nicht erforderlich und die 
Begründung wird an wenigen Stellen ergänzt. 
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